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Antworten DIE LINKE Berlin auf Ihren Wahlprüfstein zur AGH-
Wahl 2026  

 

                                                                                                  Berlin, den 30.4.26 
 
Sehr geehrte Damen und Herren, 
 
vielen Dank, dass Sie mit dem von Ihnen erarbeiteten Wahlprüfstein einen 
wichtigen Beitrag zur politischen Willensbildung in Berlin leisten! 

Im Folgenden finden Sie die Antworten von Die Linke Berlin auf Ihre Fragen.  

1. Genehmigungsverfahren und Digitalisierung nach § 11 KCanG 

Die Genehmigung von Anbauvereinigungen nach § 11 KCanG ist derzeit 
durch lange Bearbeitungszeiten, parallele Zuständigkeiten sowie fehlende 
Standardisierung geprägt. Zudem erfolgt die Antragstellung überwiegend 
analog, was zu zusätzlichen Verzögerungen und einem erhöhten 
Verwaltungsaufwand führt. Vor diesem Hintergrund bestehen auf 
Landesebene bereits Möglichkeiten, die Verfahren deutlich zu verbessern, 
insbesondere durch die Einführung eines zentral koordinierten Verfahrens 
beim LaGeSo im Sinne eines einheitlichen Ansprechpartners, den Erlass 
verbindlicher Verwaltungsvorschriften mit klaren Prüfkatalogen sowie die 
vollständige Digitalisierung der Antragstellung einschließlich 
strukturierter Antragsformulare und Statusverfolgung.  
Frage: Werden Sie sich dafür einsetzen, die Genehmigungsverfahren nach 
§ 11 KCanG durch verbindliche Verwaltungsvorschriften, eine zentrale 
Koordination beim LaGeSo sowie eine vollständige Digitalisierung zu 
standardisieren und deutlich zu beschleunigen? Falls ja, welche konkreten 
Maßnahmen werden Sie hierfür ergreifen? 
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Antwort: Ja, wie in allen Verwaltungsbereichen streben wir einen einheitlichen 
Ansprechpartner für alle Verwaltungsleistungen an. Ebenso werden wir die 
Vorgaben des Landesorganisationsgesetzes umsetzen. Die abschließende 
Bearbeitung des Zuständigkeitskatalogs hat dabei die größte Priorität, dabei 
wird auch eine eindeutige Zuordnung aller Leistungen im Zusammenhang mit 
dem KCanG erfolgen. Wir verfolgen das Ziel, alle Verwaltungsangebote auch 
digital zur Verfügung zu stellen. Dabei müssen jedoch Priorisierungen 
vorgenommen werden. Die Verfahren mit den größten Fallzahlen haben dabei 
regelmäßig Vorrang, weil sie die stärkste Auswirkung auf die 
Bürgerfreundlichkeit der Verwaltung haben. Die Genehmigung von 
Anbauvereinigungen nach dem KCanG ist leider keines der priorisierten 
Vorhaben.  

 

2. Baurechtliche Einordnung und vereinfachte Bauverfahren 

Anbauvereinigungen sind in der Bauordnung für Berlin bislang nicht 
eindeutig geregelt, was zu uneinheitlichen Entscheidungen der 
Bauaufsichtsbehörden und zu erheblichen Verzögerungen im 
Genehmigungsverfahren führt. Gleichzeitig zeigt die Praxis, dass viele 
Anbauvereinigungen grundsätzlich in bestehenden Gewerbe- und 
Industriegebäuden betrieben werden könnten, ohne dass wesentliche 
bauliche Veränderungen erforderlich sind. Dennoch führen bisher 
eingeforderte Nutzungsänderungen häufig zu aufwendigen 
Genehmigungsverfahren. Auf Grundlage der Bauordnung für Berlin 
bestehen bereits geeignete Instrumente, um hier Abhilfe zu schaffen. 
Dazu gehören insbesondere eine klare baurechtliche Einordnung von 
Anbauvereinigungen, die konsequente Anwendung vereinfachter 
Verfahren nach § 63 BauO Bln sowie die Nutzung von 
Genehmigungsfreistellungen nach § 62 BauO Bln.  
Frage: Werden Sie sich dafür einsetzen, eine klare baurechtliche 
Einordnung von Anbauvereinigungen in Berlin zu schaffen und gleichzeitig 
die bestehenden Instrumente der Bauordnung – insbesondere 
vereinfachte Verfahren nach § 63 BauO Bln sowie 
Genehmigungsfreistellungen nach § 62 BauO Bln – systematisch nutzbar 
zu machen? Falls ja, wie soll dies konkret erfolgen? 

Antwort: Nein, das ist nicht erforderlich. Die bestehenden Nutzungsbegriffe 
der Baunutzungsverordnung zur bauplanungsrechtlichen Einordnung von 
Anbauvereinigungen sind ausreichend. Die planungsrechtliche Einschätzung 
ist zunächst nach der (Bundes-) Baunutzungsverordnung zu betrachten. 
Geeignet sind regelmäßig Flächen in Gebieten, in denen auch 
landwirtschaftliche Betriebe und Gartenbaubetriebe zulässig sind. 
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Anbauvereinigungen sind trotz des nicht-gewerblichen Charakters rechtlich 
an den Regeln für nicht-gewerbliche Gartenbaubetriebe angelehnt. 

In berlintypischen Mischgebieten (§ 6 BauNVO) sind nur solche Betriebe 
zulässig, die das Wohnen nicht wesentlich stören. Darunter fallen nach § 6 
Abs. 2 Nr. 6 Gartenbaubetriebe als zulässige bauliche Nutzung. Sofern die 
übrigen Bestimmungen des Bauordnungsrechts eingehalten sind wie z.B. für 
Brandschutz und die Statik des Gebäudes es zulassen, sind 
Anbauvereinigungen in Bürogebäuden nicht grundsätzlich ausgeschlossen. 
Das befriedete Besitztum (das heißt Grundstück, Anbaufläche, 
Gewächshaus, Gebäude) einer Anbauvereinigung darf sich nicht, auch nicht 
teilweise, innerhalb einer Wohnung oder einem anderen, zu Wohnzwecken 
dienenden Gebäude oder Grundstück befinden. Gartenbaubetriebe und 
damit auch Anbauvereinigungen sind außerdem regelmäßig außerhalb der 
Gebietskategorien der Baunutzungsverordnung im Außenbereich nach § 35 
Baugesetzbuch (BauGB) als „privilegierte Vorhaben“ grundsätzlich zulässig. 
Dabei muss die ausreichende Erschließung gesichert sein. In Berlin gibt es 
ausreichend Außenbereiche. Diese sind überall dort, wo die letzte 
geschlossene Bebauung endet. Die Grenze ist am "letzten Haus": 
Grundsätzlich endet der Innenbereich (und beginnt der Außenbereich) an 
der Außenwand des letzten Gebäudes, das den Eindruck der 
Geschlossenheit vermittelt.  

Die Bauordnung Berlin ist Bauordnungsrecht. Sie folgt logisch in der 
Genehmigungskaskade nach der Baunutzungsverordnung. Erst wenn die 
Baunutzungsverordnung die Nutzung zulässt oder ausnahmsweise zulässt, 
kann nach der Bauordnung beurteilt werden. Anbauvereinigungsanlagen in 
diesem Sinne – als Gartenbaubetriebe der besonderen Art, begrenzt durch 
die Regelungen zum gemeinschaftlichen Eigenanbau in Anbauvereinigungen 
etwa mit Abstandsradien in einem Bereich von 200 Metern um den 
Eingangsbereich von Schulen, Kinder- und Jugendeinrichtungen oder 
Kinderspielplätzen – sind regelmäßig keine Sonderbauten nach Bauordnung 
Berlin, sondern fallen in der Regel in die Gebäudeklassen 1 bis 5, je nach 
Größe.  

Sie sind in der Genehmigungskaskade dann nach der Größe zu betrachten. 
Verfahrensfreie Bauvorhaben nach § 61 BauO Bln sind Gewächshäuser mit 
einer Firsthöhe bis zu 5 m, die einem landwirtschaftlichen Betrieb im Sinne 
des § 35 Abs. 1 und § 201 des Baugesetzbuchs dienen und höchstens 100 
m² Brutto-Grundfläche haben. Genehmigungsfreigestellt sind alle übrigen 
Bauwerke. Insofern ist § 63 BauO hierfür nicht zutreffend, da ohnehin keine 
Baugenehmigung eingeholt werden muss (§ 62: „Keiner Genehmigung 
bedarf unter den Voraussetzungen des Absatzes 2 die Errichtung, Änderung 
oder Nutzungsänderung baulicher Anlagen, die keine Sonderbauten sind.“) 
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3. Flächenpolitik und Bereitstellung geeigneter Standorte 

Der Mangel an geeigneten Flächen stellt derzeit das zentrale 
Umsetzungshindernis dar. Ohne genehmigungsfähige Räume können 
Anbauvereinigungen weder gegründet noch betrieben werden. Das Land 
Berlin verfügt über geeignete planungsrechtliche Instrumente sowie 
eigene Flächenbestände.  
Eine zentrale Grundlage bildet § 11 BauNVO, der die Ausweisung von 
Sondergebieten ermöglicht. Diese Instrumente könnten gezielt genutzt 
werden, insbesondere durch die Ausweisung von Sondergebieten für den 
gemeinschaftlichen Cannabis-Anbau, die aktive Identifikation geeigneter 
Flächen durch Senat und Bezirke sowie die Bereitstellung oder 
Verpachtung landeseigener Flächen.  
Frage: Werden Sie sich dafür einsetzen, auf Grundlage des § 11 BauNVO 
gezielt Sonderflächen für Anbauvereinigungen auszuweisen und 
landeseigene Flächen aktiv für gemeinschaftlichen Cannabis-Anbau 
bereitzustellen? Falls ja, welche konkreten Schritte planen Sie hierzu? 

Antwort: Zunächst sind Sondergebiete nur dann auszuweisen – als „sonstige 
Sondergebiete“ – wenn sie sich von den Baugebieten nach den § 2 bis 10 
BauNVO wesentlich unterscheiden. Da in Mischgebieten, die in Berlin häufig 
anzutreffen sind, Anbauvereinigungen nicht grundsätzlich ausgeschlossen 
sind, in Dorfgebieten (wovon es in Berlin vereinzelte gibt) zulässig sind und 
in dörflichen Wohngebieten und in allgemeinen Wohngebieten 
ausnahmsweise zugelassen werden können, bedarf es nicht zwingend einer 
Ausweisung von Sondergebieten für den Cannabisanbau.  

Landeseigene Flächen, die den entsprechenden, oben genannten Kategorien 
entsprechen, könnten theoretisch für gemeinschaftlichen Cannabis-Anbau 
bereitgestellt werden, mit Erbbaurecht oder gegen Pacht, zumindest spricht 
planungs- und baurechtlich dann nichts dagegen.  

 

4. Nutzung mehrerer Anbauvereinigungen an einem Standort 

Die Nutzung größerer Gebäude durch mehrere Anbauvereinigungen ist 
derzeit rechtlich nicht eindeutig geregelt und führt in der Praxis zu 
erheblicher Unsicherheit bei Antragstellenden sowie bei Bauaufsichts- 
und Genehmigungsbehörden. Aus der Kombination von 
Bauordnungsrecht und den Vorgaben des Konsumcannabisgesetzes 
ergibt sich, dass eine gemeinsame Nutzung grundsätzlich möglich sein 
kann, sofern eine klare bauliche und organisatorische Trennung 
gewährleistet ist. Insbesondere betrifft dies getrennte Anbau-, Lager- und 
Zugangsbereiche sowie eine eindeutige Zuordnung der 
Verantwortlichkeiten. Durch eine Klarstellung in Verwaltungsvorschriften 
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sowie die Definition verbindlicher Mindestanforderungen an bauliche und 
organisatorische Trennung könnte hier eine erhebliche Vereinfachung 
erreicht werden.  
Frage: Werden Sie sich dafür einsetzen, durch Verwaltungsvorschriften 
oder vergleichbare Regelungen rechtliche Klarheit für die Nutzung 
gemeinsamer Standorte durch mehrere Anbauvereinigungen zu schaffen? 
Falls ja, wie sollen entsprechende Anforderungen an bauliche und 
organisatorische Trennung konkret ausgestaltet werden? 

Antwort: Hierzu führt das Ministerium für Arbeit, Gesundheit und Soziales 
des Landes Nordrhein-Westfalen aus: „Die Erlaubnis kann durch die 
zuständige Behörde auch dann versagt werden, wenn die Anbauflächen 
oder Gewächshäuser der Anbauvereinigung in einem baulichen Verbund mit 
Anbauflächen oder Gewächshäusern anderer Anbauvereinigungen stehen, 
insbesondere in einem gemeinsamen Gebäude oder Gebäudekomplex 
untergebracht sind. Zudem kann die Erlaubnis versagt werden, wenn die 
Anbauflächen und Gewächshäuser der Anbauvereinigung sich in 
unmittelbarer Nähe zu Anbauflächen oder Gewächshäusern anderer 
Anbauvereinigungen befinden.“ Damit soll den zuständigen Behörden 
ermöglicht werden, sicherzustellen, dass nicht eine Vielzahl von 
Anbauvereinigungen Anbauflächen am selben Ort oder im selben Objekt 
betreiben dürfen. So sollen kommerzielle „Plantagen“ und vergleichbare 
Großanbauflächen für Cannabis ausgeschlossen werden, die dem erklärten 
Zweck eines kleinräumigen, nicht-gewerblichen Eigenanbaus in 
Anbauvereinigungen für den persönlichen Eigenkonsum durch die aktive 
Mitarbeit der Mitglieder der jeweiligen Anbauvereinigung entgegenstehen 
würden. 

Eine Verwaltungsvorschrift für Berlin wäre sachdienlich und würde 
Zweifelsfälle besser beurteilbar machen. Darin könnten etwa der Abstand 
von zwei Anbauvereinigungen oder die bauliche Trennung näher definiert 
werden. 

 

5. Regelungen zum Cannabiskonsum im öffentlichen Raum 

Die Konsumverbote nach § 5 KCanG führen insbesondere in dicht 
bebauten Stadtgebieten wie Berlin dazu, dass große Teile des öffentlichen 
Raums faktisch als Konsumverbotszonen ausgestaltet sind. Dies führt zu 
Unsicherheiten für Konsumentinnen und Konsumenten sowie zu 
Nutzungskonflikten im öffentlichen Raum. Auf Landes- und kommunaler 
Ebene bestehen Möglichkeiten, den Umgang mit Cannabis im öffentlichen 
Raum klarer und praxistauglicher zu gestalten. Dazu gehören 
insbesondere eine verständliche Ausgestaltung der bestehenden 



 

 Seite 6 / 7 

Regelungen, eine transparente Darstellung der Konsumverbotsbereiche 
sowie eine stärkere Berücksichtigung stadtplanerischer Aspekte zur 
Konfliktvermeidung, beispielsweise durch die Ausweisung geeigneter 
Konsumbereiche.  
Frage: Werden Sie sich dafür einsetzen, auf Grundlage der bestehenden 
Regelungen des § 5 KCanG sowie des Berliner Ordnungsrechts klare, 
verständliche und praxistaugliche Regelungen für den Cannabiskonsum 
im öffentlichen Raum zu entwickeln? Falls ja, welche konkreten 
Maßnahmen planen Sie, insbesondere im Hinblick auf eine transparente 
Darstellung von Konsumverbotszonen und die Ausweisung geeigneter 
Konsumbereiche? 

Antwort: Wir streben an, eine Verwaltungsvorschrift zur einheitlichen 
Auslegung des KCanG zu erarbeiten. Dabei wollen wir die in § 5 KCanG 
genannten Konsumverbotszonen möglichst klar abgrenzbar machen. Ob eine 
kartographische Darstellung gelingt oder zumindest eine abschließende 
Erfassung und Veröffentlichung aller Anknüpfungspunkte für Verbotszonen 
nach § 5 KCanG kann noch nicht abschließend beantwortet werden.  

 

6. Transparenz und Datenerhebung zur Umsetzung des KCanG 

Die wissenschaftliche Evaluation des Konsumcannabisgesetzes 
(EKOCAN) hat gezeigt, dass die Bewertung der Umsetzung durch 
fehlende oder unzureichend verfügbare Daten erheblich erschwert wird. 
In Berlin werden bislang keine umfassenden und regelmäßig aktualisierten 
Daten zur Umsetzung veröffentlicht, insbesondere nicht zu 
Antragszahlen, Genehmigungen, Ablehnungen oder Bearbeitungszeiten.  
Eine systematische und transparente Datenerhebung sowie deren 
regelmäßige Veröffentlichung könnten dazu beitragen, die Umsetzung 
nachvollziehbar zu machen und politische Steuerungsmaßnahmen gezielt 
auszurichten.  
Frage: Werden Sie sich dafür einsetzen, die Umsetzung des 
Konsumcannabisgesetzes in Berlin durch eine regelmäßige, strukturierte 
und öffentlich zugängliche Datenerhebung transparenter zu gestalten? 
Falls ja, welche konkreten Maßnahmen planen Sie hierfür? 

Antwort: Wir unterstützen die wissenschaftliche Evaluation des 
Konsumcannabisgesetzes, da eine evidenzbasierte Bewertung der 
gesetzlichen Regelungen Voraussetzung für eine verantwortungsvolle 
Weiterentwicklung der Drogen- und Gesundheitspolitik ist. Nur durch eine 
systematische Auswertung der bei der Umsetzung entstehenden Daten 
lassen sich tatsächliche Auswirkungen auf Gesundheitsschutz, Prävention, 
Jugendschutz, Ordnungsbehörden und Verwaltungspraxis nachvollziehen. 
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Wir setzen uns daher dafür ein, dass die im Zusammenhang mit der 
Umsetzung erhobenen Daten, insbesondere beim LAGeSo, der 
Gesundheitsverwaltung und den Bezirken, öffentlich zugänglich gemacht 
werden. Wir streben dazu eine Veröffentlichung der Daten auf der Oben-
Data-Plattform daten.berlin.de an.  

Solidarische Grüße  

Die Linke Berlin 


